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1. Steuerliche Gleichbehandlung         

Verkehrswissenschaftliche 
Erkenntnisse belegen die 
steuerliche Diskriminierung des 
Reisebusses gegenüber Flugzeug 
und Bahn. Was wird die künftige 
Bundesregierung tun, um die 
steuerlichen Wettbewerbsnachteile 
des Reisebusses, insbesondere 
gegenüber Flug- und Bahnreisen, 
auszugleichen? 

CDU und CSU setzen sich 
vehement gegen 
Wettbewerbsverzerrungen ein. 
Auch die steuerlichen 
Unterschiede gegenüber dem 
Luftverkehr werden von uns 
angegangen. Bei der 
Besteuerung von Flugbenzin ist 
jedoch zu bedenken, dass diese 
Branche insbesondere im 
Wettbewerb zu internationalen 
Luftverkehrsgesellschaften 
steht. Es macht also wenig 
Sinn, wenn lediglich 
Deutschland eine internationale 
Kerosinbesteuerung fordert. 
Eine unionsgeführte 
Bundesregierung wird sich 
daher massiv dafür einsetzen, 
dass seitens der EU-
Kommission auf Änderung des 
Chicagoer Abkommens 
gedrängt wird. Allerdings kann 
es auch nicht heißen, dass 
neue Subventionstatbestände 
geschaffen werden.  

 

 

 

 

 

Die SPD setzt sich dafür ein, 
dass faire 
Wettbewerbsbedingungen 
zwischen den 
unterschiedlichen 
Verkehrsträgern bestehen. 
Dabei sind auch 
Besonderheiten, die 
verkehrsträgerspezifisch 
sind und die auch durch die 
internationale 
Wettbewerbssituation 
gegeben sein können, zu 
berücksichtigen. Steuerliche 
Unterschiede zwischen den 
Verkehrsträgern werden in 
diesem Zusammenhang zu 
überprüfen sein.  

Unser Ziel ist es, die 
Diskriminierung des 
Reisebusses zu beenden. Wir 
wollen dies nicht durch die 
Einführung von neuen 
Ausnahmetatbeständen, 
sondern durch die Abschaffung 
von bestehenden 
Ausnahmetatbeständen 
zugunsten der Wettbewerber 
des Reisebusses erreichen. Für 
den Flugverkehr wollen wir die 
Einführung der normalen 
Besteuerung bei Umsatz- und 
Mineralölsteuer. Es wäre 
allerdings niemandem damit 
gedient, Belastungen des 
Flugverkehrs einseitig in 
Deutschland einzuführen. Eine 
solche Belastung für den 
Standort Deutschland würde 
keinem nutzen, auch nicht dem 
Busgewerbe. Wir wollen uns 
deshalb auf EU-Ebene für eine 
harmonisierte Besteuerung aller 
Verkehrsträger einsetzen. 

Herlitzius: Die 
Subventionierung des 
Flugverkehrs ist 
abzuschaffen. 

 

Hofreiter: Die 
Subventionierung des 
Flugverkehrs ist zumindest 
für innerdeutsche Flüge 
abzuschaffen.  
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2. Ökosteuer         

Der Kraftstoff der für 
Gelegenheitsverkehre 
eingesetzten Busse unterliegt 
vollständig der Ökosteuer. Wird die 
künftige Bundesregierung die 
wegen der besonderen 
Umweltverträglichkeit des 
Reisebusses aus ökologischen 
Gründen gebotene Abschaffung 
oder zumindest Absenkung der 
Ökosteuer für Reisebusverkehre 
vornehmen? 

Die von „Rot-Grün“ 
eingeführte Ökosteuer hat in 
der Tat mit Ökologie wenig 
zu tun. Sie wurde von „Rot-
Grün“ zum Stopfen der 
Rentenkassen benutzt. 
Wegen der aktuellen 
Wirtschafts- und Finanzkrise 
werden wir aber nicht in der 
Lage sein, sie kurzfristig 
aufzuheben. 

Die Energiebesteuerung, die 
in die Ökosteuer einbezogen 
ist, ist im Hinblick auf die 
Behandlung der 
unterschiedlichen 
Verkehrsträger zu prüfen. In 
die Betrachtung ist auch 
einzubeziehen, dass 
gegenüber dem 
motorisierten 
Individualverkehr, der der 
Hauptkonkurrent des 
Reisebusses ist, der für den 
Gelegenheitsverkehr 
eingesetzt wird, kein 
Wettbewerbsnachteil durch 
die Besteuerung besteht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Ökosteuer ist ein 
Bestandteil der 
Mineralölsteuer. Bekanntlich 
hat sich die FDP der 
Einführung der Ökosteuer 
nachdrücklich widersetzt. 
Korrekturmöglichkeiten bei 
der Ökosteuer werden wir 
prüfen. Dabei muss aber 
darauf geachtet werden, 
einseitige Absenkungen der 
Ökosteuer für einzelne 
Verkehrsträger zu 
vermeiden. 

Herlitzius: Eine Abschaffung 
oder Absenkung der 
Ökosteuer für 
Gelegenheitsverkehre halten 
wir  für nicht sinnvoll. 

 

Hofreiter: Eine Abschaffung 
der Ökosteuer für 
Gelegenheitsverkehr ist nicht 
sinnvoll. 
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3. Mehrwertsteuer         

In mehreren EU-Ländern 
unterliegen 
Personenbeförderungen mit 
Reisebussen einem reduzierten 
Mehrwertsteuersatz. Beabsichtigt 
die künftige Bundesregierung zur 
Herstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Busunternehmer eine 
Reduzierung der Mehrwertsteuer 
für die Beförderungen mit 
Reisebussen? 

CDU und CSU wollen eine 
strukturelle Überprüfung der 
Vorschriften zur 
Mehrwertsteuerbelastung mit 
dem Ziel, nicht mehr 
zeitgemäße und für die 
Bürger nicht 
nachvollziehbare 
Belastungswirkungen zu 
korrigieren und 
insbesondere die 
europäische 
Wettbewerbssituation 
bestimmter Bereiche zu 
berücksichtigen. So steht die 
deutsche 
Tourismuswirtschaft unter 
einem enormen 
Globalisierungs- und 
Wettbewerbsdruck, wozu 
auch die 
Mehrwertsteuerbelastung 
beiträgt. Unser Ziel ist, 
Urlaub in Deutschland noch 
attraktiver zu machen. 

 

Die Umsatzbesteuerung der 
Personenbeförderung ist 
wettbewerbsneutral, da das 
Besteuerungsrecht 
grundsätzlich den 
Mitgliedstaaten zusteht, in 
denen die 
Beförderungsleistungen 
erbracht werden. Für die in 
den einzelnen Ländern 
jeweils tätigen Unternehmen 
gelten also die gleichen 
umsatzsteuerlichen 
Bedingungen. Im Übrigen 
müsste eine 
Steuerbegünstigung der 
Personenbeförderung im 
Fernverkehr – wie bereits im 
Nahverkehr – auch den 
Schienenbahnverkehr 
einbeziehen. 

Wir wollen eine 
Harmonisierung der 
Mehrwertsteuerbelastung für 
alle Verkehrsträger. Der 
richtige Weg besteht nicht 
darin, neue 
Ausnahmetatbestände 
einzuführen, sondern 
bestehende Ausnahmen 
abzuschaffen. Wir wollen 
eine Gleichstellung des 
Reisebusses mit Flugzeug 
und Schiene und eine 
Beseitigung von steuerlichen 
Benachteiligungen der 
Bustouristik. 

Herlitzius: Wenn für den 
Schienenpersonenverkehr 
eine Mehrwertsteuersenkung 
eingeführt werden sollte, 
werden wir uns für eine 
entsprechende Lösung im 
Fernbusverkehr einsetzten. 

 

Hofreiter: Wenn für den 
Schienenpersonenverkehr 
eine Mehrwertsteuersenkung 
möglich wird, könnte für den 
Fernbusverkehr eine 
entsprechende Lösung 
gefunden werden.  
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4. Klimaschutzpaket und Kfz-
Steuerbefreiung         

Wissenschaftliche Studien sowie 
die Statistiken des 
Bundesumweltamtes weisen den 
Bus als klimaschonendstes 
Reiseverkehrsmittel aus. Neue 
Busse sollten deshalb von der Kfz-
Steuer befreit werden. Dies ist 
auch geboten, um die 
Omnibusindustrie, als Teil der 
Automobilindustrie, zu stärken und 
die Busunternehmer bei deren 
Investitionen in neue Fahrzeuge zu 
unterstützen. Wird die 
Bundesregierung den Reisebus in 
das Klimaschutzpaket der 
Bundesregierung aufnehmen und 
insbesondere eine Befreiung aller 
neuen Busse von der Kfz-Steuer 
beschließen? 

Die Wirtschafts- und 
Finanzkrise stellt die 
unionsgeführte 
Bundesregierung vor 
enorme Herausforderungen. 
Die Auswirkungen der Krise 
gilt es zunächst – auch für 
nachfolgende Generationen 
– einzudämmen. Die 
Bundesregierung hat daher 
bereits umfassende 
Maßnahmen ergriffen, die 
unmittelbar und mittelbar 
dazu beitragen, Wirtschaft 
und Konsum anzukurbeln. 
Hieraus zieht auch die 
Omnibusindustrie ihren 
Nutzen. 

 

Mit der Neuregelung der 
Kraftfahrzeugsteuer wurden 
steuerliche Anreize für den 
Erwerb – und mittelbar auch 
die Herstellung – von 
Personenkraftwagen mit 
geringem Kraftstoffverbrauch 
geschaffen. Ob im Rahmen 
der europäischen 
Bemühungen zur Minderung 
der CO2-Emissionen weitere 
Kraftfahrzeugsteuer-
änderungen sinnvoll sind, ist 
zu prüfen. Mit der 
Absenkung der 
Kraftfahrzeugsteuer für 
schwere Nutzfahrzeuge auf 
das EG-rechtlich zulässige 
Mindestniveau werden 
Busunternehmer, obwohl 
nicht mautbelastet, 
allerdings schon seit 
September 2007 steuerlich 
begünstigt. Im Übrigen sind 
Kraftomnibusse, die zu mehr 
als 50 % im Linienverkehr 
eingesetzt sind, bereits nach 
geltendem Recht 
steuerbefreit. 

Der Reisebus ist bei guter 
Auslastung unstreitig das 
klimaschonendste 
Verkehrsmittel. Das muss 
auch entsprechend positiv 
gewürdigt werden. Besser 
als eine Kfz-Steuerbefreiung 
ist aus unserer Sicht 
allerdings ein umfassender 
klimaschutzpolitischer 
Ansatz. Diesen sehen wir 
darin, den 
Instrumentenkasten 
unterschiedlicher Ansätze 
zur CO2-Vermeidung 
abzuschaffen und 
stattdessen den gesamten 
Verkehrssektor in den 
Emissionshandel 
einzubeziehen. Dies wollen 
wir durch einen auf der Stufe 
des Mineralölhandels 
einzuführenden 
Zertifikatehandel erreichen. 
Uns kommt es darauf an, für 
jeden eingesetzten Euro 
möglichst maximalen 
Klimaschutz zu erreichen. 

 

Herlitzius/Hofreiter: Zur 
beschleunigenden 
Einführung 
umweltfreundlicherer Busse 
wäre eine befristete Kfz-
Steuer-Aussetzung denkbar. 
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5. Förderung des klima-
freundlichen Busreiseverkehrs         

Die durch die Einbeziehung des 
Luftverkehrs in den 
Emissionshandel erzielten Erträge 
sollen auch zur Förderung umwelt- 
und klimafreundlicher 
Verkehrsmittel verwendet werden. 
Mehr Busverkehr zu fördern, 
bedeutet aktiven und sehr 
preiswerten Klimaschutz zu 
leisten. Welche Maßnahmen zur 
Förderung des Busreiseverkehrs 
plant die künftige Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang? 

Die kürzlich beschlossenen 
tourismuspolitischen 
Leitlinien der 
unionsgeführten 
Bundesregierung 
dokumentieren erstmals die 
volkswirtschaftliche 
Bedeutung des Tourismus. 
Insbesondere touristische 
Regionen abseits der 
Ballungsgebiete sollen 
künftig gefördert werden. Als 
flexibles, komfortables und 
umweltfreundliches 
Verkehrsmittel wird der 
Reisebus davon profitieren. 

 

Die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union haben 
sich auf eine Einbeziehung 
des Luftverkehrs in den 
Emissionshandel ab dem 
2012 geeinigt. Zunächst 
muss die Umsetzung des 
gefundenen Kompromisses 
weiter vorbereitet werden. In 
diesem Zusammenhang wird 
auch zu prüfen sein, welche 
Maßnahmen zur Förderung 
des Klima- und 
Umweltschutzes mit den 
zusätzlichen Einnahmen aus 
dem Emissionshandel des 
Luftverkehrs besonders 
gefördert werden. Dabei ist 
auch zu entscheiden, ob 
über die bereits 
vorhandenen Förderungen 
des Busreiseverkehrs hinaus 
eine weitere Unterstützung 
erfolgen sollte. Abschließend 
kann die Frage jedoch erst in 
Kenntnis über die genauen 
Einnahmen, die ab dem Jahr 
2012 zu erwarten sind, 
beantwortet werden. 

Der Busreiseverkehr würde 
durch eine Einbeziehung des 
gesamten Verkehrssektors 
in den Emissionshandel 
stark profitieren. Daneben 
verfolgen wir weiter das Ziel, 
die Rahmenbedingungen für 
die Bustouristik zu 
verbessern. Dies betrifft die 
Abschaffung der 
Rückbeförderungspflicht, die 
Abschaffung zur 
Verpflichtung zur Anbietung 
einer Unterkunft im 
Ferienziel- und Reiseverkehr 
und die Abschaffung des 
Unterwegsbedienungs-
verbotes. Schließlich muss 
die Reisebranche von den 
ausufernden 
Bürokratielasten befreit 
werden.  

Herlitzius/Hofreiter: Eine 
ausdrückliche Förderung des 
Busreiseverkehrs ist bisher 
nicht angedacht. 



RDA Internationaler Bustouristik Verband e. V., Hohenzollernring 86, 50672 Köln, Tel.: 0221/9127720, Fax: 0221/124788, E-Mail: info@rda.de, www.rda.de 6 

              Partei 

 

        Frage 

 

 

Klaus Brähmig, MdB, 
Vorsitzender der 

Arbeitsgruppe Tourismus 

 

 

Kajo Wasserhövel, 
Bundesgeschäftsführer 

 

 

Ernst Burgbacher, MdB, 
Parlamentarischer 

Geschäftsführer und 
Tourismuspolitischer 

Sprecher 

 

 

Bettina Herlitzius, MdB, 
Sprecherin für Wohnungspolitik 

und Tourismus, Dr. Anton 
Hofreiter, MdB, Obmann im 

Ausschuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 

6. Fernstraßenausbau         

Ohne Behebung der derzeitigen 
Ausbaudefizite werden 
zunehmende Verkehrsengpässe 
und Belastungen, insbesondere 
wegen der steigenden Ost-West-
Verkehre durch die EU-
Erweiterung, die Mobilität und das 
Freizeitverhalten der 
Bundesbürger erheblich 
einschränken. Die bisherige 
Schlüsselung der 
Finanzzuweisung an Schiene und 
Straße ist weder realitätsbezogen 
noch bedarfsgerecht: Derzeit wird 
die Straße zur 
Quersubventionierung der Schiene 
missbraucht. 87,5 % des 
Personenverkehrs erfolgt auf der 
Straße, während lediglich 7,2 % 
auf der Schiene erbracht werden. 
Wird die künftige Bundesregierung 
diese Fehlstrukturierung des 
Bundesverkehrswegeplans 
korrigieren und dem 
Fernstraßenausbau eine deutlich 
höhere Priorität einräumen? 

Wir bekennen uns zur nachhaltigen 
Weiterentwicklung der Infrastruktur 
in Deutschland. 
Orientierungsmaßstäbe sind dabei 
die berechtigten Erwartungen und 
Mobilitätsbedürfnisse der Bürger, 
die Erfordernisse der Wirtschafts- 
und Logistikabläufe sowie 
Nachhaltigkeit. CDU und CSU 
treten ein für eine Politik, die die 
hoch entwickelte Mobilitätskultur in 
Deutschland bewahrt und den 
Standort Deutschland stärkt. Wir 
werden den 
Bundesverkehrswegeplan 
bedarfsgerecht weiterentwickeln 
und fertig geplante Verkehrsprojekte 
zügig realisieren. Politik für eine 
moderne Infrastruktur braucht 
Kontinuität und Verlässlichkeit in der 
Planung und Mittelzuweisung. Wir 
werden dafür sorgen, dass das 
hohe Niveau unserer Infrastruktur 
erhalten bleibt und keine 
Investitionslücken entstehen. Der 
Verkehrshaushalt muss dauerhaft 
so ausgestattet sein, dass die Lkw-
Mauteinnahmen für die 
Verbesserung der Infrastruktur 
verwendet werden. Wir werden bei 
der Infrastrukturfinanzierung PPP-
Projekte wie das Betreibermodell 
beim Ausbau von 
Bundesautobahnen 
mittelstandsfreundlich weiter 
entwickeln. 

 

Die SPD setzt auf eine integrierte 
Verkehrspolitik, die auf einer 
vernünftigen Kombination der 
unterschiedlichen Verkehrsträger 
auf der Straße, auf der Schiene, auf 
dem Wasser wie auch in der Luft 
basiert. Im Jahr 2007 sind neue 
Prognosen der 
Verkehrsverflechtung für das Jahr 
2025 vorgelegt worden. Mit Blick auf 
die Entwicklung des Güterverkehrs 
wird sich das Verkehrsaufkommen 
insgesamt 
verkehrsträgerübergreifend mittel- 
und langfristig immens steigern. Die 
SPD setzt sich für den verstärkten 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
ein, um Engpässe zu beseitigen. 
Dabei muss sich die Planung an 
den prognostizierten 
Verkehrszahlen orientieren. 
Gleichzeitig streben wir eine 
stärkere Beteiligung der Schienen- 
und Binnenschifffahrt am 
steigenden Verkehrswachstum an. 
Auf der Grundlage von 
aktualisierten Prognosen der 
deutschlandweiten 
Verkehrsverflechtung wird es zu 
Beginn der neuen Legislaturperiode 
zu einer Überprüfung der aktuellen 
Bedarfspläne für die 
Bundesschienenwege und die 
Bundesfernstraßen kommen. Dabei 
wird die Dringlichkeit der bisher 
priorisierten Verkehrsprojekte 
evaluiert und neu bewertet.  

Die FDP orientiert sich an 
den Realitäten auf dem 
Verkehrsmarkt. Die Straße 
ist und bleibt der 
Hauptverkehrsträger mit 90 
Prozent des 
Personenverkehrs und über 
70 Prozent des 
Güterverkehrs. Dies muss 
auch bei der Verteilung der 
Investitionsmittel 
berücksichtigt werden. Wir 
brauchen insgesamt eine 
auskömmliche 
Infrastrukturfinanzierung 
statt ideologisch geprägter 
Verteilungsschlüssel. 

Herlitzius/Hofreiter: Eine 
Aufstockung der Mittel für 
den Bundesfernstraßen-
neubau streben wir nicht an. 
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7. Maut         

Wie unabhängige Gutachten und 
die Statistiken des 
Bundesumweltamtes nachweisen, 
ist der Reisebus besonders 
umweltverträglich. Aufgrund seines 
geringen Verkehrsflächenbedarfs 
im Verhältnis zur Zahl der 
Beförderten sowie der geringen 
Folgekosten durch 
Umweltbelastung und wegen der 
geringen Anzahl von Busunfällen 
sind seine externen Kosten zudem 
äußerst niedrig.  Eine Befreiung 
des Reisebusses von einer 
Mauterhebung ist deshalb auch 
weiterhin gerechtfertigt und 
angesichts der fiskalischen 
Wettbewerbsnachteile des 
Reisebusses auch weiterhin 
dringend geboten. Wird die 
künftige Bundesregierung den 
umweltverträglichen Reisebus 
auch in Zukunft von einer 
Mauterhebung ausnehmen? 

 

 

 

 

Bei den Verhandlungen zum 
Autobahnmautgesetz haben 
CDU und CSU dafür Sorge 
getragen, dass der Reisebus 
von der Mautentrichtung 
ausgenommen wird. Hierzu 
stehen wir auch weiterhin, so 
dass hier keine Änderungen 
vorgesehen sind. 

 

Die SPD wird an dem 
Beschluss festhalten, 
Reisebusse von der Maut in 
Deutschland auszunehmen. 
Damit wird das 
Bustouristikgewerbe gezielt 
gefördert und gegenüber 
dem Güter- und 
Logistikgewerbe, die von der 
Autobahnmaut für 
Nutzfahrzeuge über 12 t 
betroffen sind, deutlich 
entlastet.  

Der Reisebus ist derzeit von 
der Mauterhebung auf 
Bundesautobahnen 
ausgenommen und sollte 
das auch bleiben, solange 
anderweitig bestehende 
Wettbewerbsnachteile nicht 
beseitigt sind. 

Herlitzius/Hofreiter: Eine 
Einbeziehung des Busses in 
die LKW-Maut ist bisher 
nicht angedacht. 
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              Partei 

 

        Frage 

 

 

Klaus Brähmig, MdB, 
Vorsitzender der 

Arbeitsgruppe Tourismus 

 

 

Kajo Wasserhövel, 
Bundesgeschäftsführer 

 

 

Ernst Burgbacher, MdB, 
Parlamentarischer 

Geschäftsführer und 
Tourismuspolitischer 

Sprecher 

 

 

Bettina Herlitzius, MdB, 
Sprecherin für Wohnungspolitik 

und Tourismus, Dr. Anton 
Hofreiter, MdB, Obmann im 

Ausschuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 

8. Umweltzonen         

Wissenschaftliche Erkenntnisse belegen, 
dass das auf Umweltzonen beruhende 
deutsche Konzept zur 
Feinstaubreduzierung ungeeignet ist und 
einen unverhältnismäßigen Eingriff in den 
Gewerbebetrieb von Busunternehmen 
sowie Hotel- und Gastronomiebetrieben vor 
Ort darstellt. Dabei ist insbesondere zu 
berücksichtigen, dass die ab 2010 für die 
Einfahrt in Umweltzonen  vorgeschriebenen 
Euro IV Motoren überhaupt erst seit Herbst 
2006 erhältlich sind und erst ab diesem 
Zeitpunkt von der Omnibusindustrie 
ausgeliefert wurden und werden. Dies 
bedeutet, dass zuvor erworbene Busse mit 
Euro III Motoren rapide an Wert verlieren 
und praktisch unverkäuflich werden. Ein 
Großteil der Busflotten, die das 
Betriebsvermögen der Busunternehmen 
und zugleich einen nicht unerheblichen Teil 
des volkswirtschaftlichen Vermögens 
darstellen, wird entwertet, wenn es bei der 
obligatorischen Frist von 2010 verbleibt. 
Wird die künftige Bundesregierung eine 
diesbezügliche Neufassung der Bundes-
Immissionsschutzverordnung bzw. der 
Kennzeichnungsverordnung für 
Umweltzonen vornehmen? Wird die 
künftige Bundesregierung sich dafür 
einsetzen, dass der umweltfreundliche und 
klimaschonende Reisebus von 
Verkehrsaussperrungen in den 
Umweltzonen befreit wird? Wird sie sich 
zumindest für praktikable Übergangsfristen 
und Ausnahmeregelungen mindestens bis 
2015 im Interesse von Busunternehmen, 
Hotellerie, Einzelhandel und des Incoming-
Verkehrs einsetzen? 

Die Luftqualität ist Ausdruck 
gesunder Lebensbedingungen. 
CDU und CSU setzen sich dafür 
ein, die Schadstoffe bereits an 
der Quelle zu reduzieren. Mit 
Augenmaß wollen wir uns vor 
allem für eine Senkung der 
Feinstaub- und 
Stickoxidemissionen einsetzen. 
Unsere besondere 
Aufmerksamkeit gilt dem 
Ausbau des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV). 
Er trägt zur Senkung der 
Feinstaubemissionen bei und 
sichert die Funktionsfähigkeit 
und Lebensqualität unserer 
Städte. Auch haben wir uns bei 
der Einrichtung von 
Umweltzonen dafür 
ausgesprochen, dass u. a. 
Reisebusse als das 
umweltfreundlichste 
Verkehrsmittel nicht ausgesperrt 
werden dürfen, da sonst auch 
dem Gastgewerbe sowie 
Messen, Kongressen, Musicals 
und dem innerstädtischen 
Einzelhandel Umsatzrückgänge 
drohen. Leider konnte keine 
Einigung mit der SPD gefunden 
werden. 

 

Mit der Einführung der 
Umweltzonen und den damit 
verbundenen 
Verkehrseinschränkungen soll die 
Einhaltung der Luftqualitätsrichtlinie, 
die vom EU-Recht vorgegeben 
werden, erreicht werden. Uns ist 
bewusst, dass für manche 
betroffene ein Fahrverbot in einer 
Umweltzone mit einer besonderen 
Härte verbunden ist. Hier gilt es 
abzuwägen, in welchem Maß von 
dem Gut des Schutzes der 
Bevölkerung vor 
gesundheitsschädigender 
Feinstaubbelastung in den 
Innenstädten abgewichen werden 
kann und eine Ausnahmeregelung 
erlassen werden sollte. Deshalb ist 
bereits jetzt in der 
Kennzeichnungsverordnung die 
Möglichkeit geregelt, dass eine 
Ausnahme geschaffen werden 
kann. Die SPD ist der Auffassung, 
dass darüber am besten eine 
Entscheidung auf kommunaler 
Ebene getroffen werden kann. Wir 
appellieren daher an die Städte und 
Gemeinden in Härtefällen von 
diesem Recht Gebrauch zu 
machen. Sie können die örtlichen 
Verhältnisse in den Kommunen am 
besten bewerten.  

Die Einfahrverbote für Busse in 
Umweltzonen stellen das 
Busgewerbe vor große Probleme. 
Einfahrverbote schaden dem 
Tourismusgewerbe in den 
betroffenen Städten. Das ist umso 
ärgerlicher, als schon ganz 
grundsätzlich immer deutlicher wird, 
dass Umweltzonen die 
Feinstaubbelastungen kaum 
beeinflussen. Die Einfahrverbote für 
Busse müssen in jedem Fall 
entschärft werden. Reisebusse sind 
generell und  Bundesweit vom 
feinstaubbedingten Fahrverbot 
auszunehmen, da keine 
sachgerechte, unbürokratische und 
praktikable Regelung bislang im 
föderalen Verband gefunden wurde. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
eine gesamthafte Lösung der 
Umweltzonen-Problematik nicht auf 
ein Sammelsurium von 
Ausnahmetatbeständen 
hinauslaufen darf. Als Alternative 
kämen aber in jedem Fall 
langfristige Übergangslösungen in 
Betracht. Wir weisen in diesem 
Zusammenhang auch auf den 
Antrag der FDP-Bundestagsfraktion 
mit der Drucksachen-Nummer 
16/7864 hin, in dem das Thema 
"Feinstaub-Fahrverbote für 
Reisebusse sachgerecht und 
unbürokratisch regeln" behandelt 
wird. 

Herlitzius/Hofreiter: Weitere 
Ausnahmen für die 
Umweltzonen halten wir 
nicht für sinnvoll.  
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              Partei 

 

        Frage 

 

 

Klaus Brähmig, MdB, 
Vorsitzender der 

Arbeitsgruppe Tourismus 

 

 

Kajo Wasserhövel, 
Bundesgeschäftsführer 

 

 

Ernst Burgbacher, MdB, 
Parlamentarischer 

Geschäftsführer und 
Tourismuspolitischer 

Sprecher 

 

 

Bettina Herlitzius, MdB, 
Sprecherin für Wohnungspolitik 

und Tourismus, Dr. Anton 
Hofreiter, MdB, Obmann im 

Ausschuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung 

9. Wiedereinführung der 12-
Tage-Regelung in den EU-
Sozialvorschriften         

Die seit April 2007 EU weit 
geltende Abschaffung der 12-
Tage-Regelung im Reiseverkehr 
ist nicht nur nachteilig für das 
Busfahrpersonal und die 
Busreiseveranstalter sondern auch 
für die Busreisegäste und für die 
Zielgebiete und Regionen. Das 
Europäische Parlament, die 
Tarifparteien auf Europäischer 
Ebene und der Verkehrsausschuss 
des Deutschen Bundestages 
haben sich für die 
Wiedereinführung der bewährten 
12-Tage-Regelung 
ausgesprochen. Wird die künftige 
Bundesregierung dieses Vorhaben 
auf allen politischen und 
gesetzgeberischen Ebenen, wie 
vor allem auch dem EU-
Verkehrsministerrat, 
beschleunigen und unterstützen? 

CDU und CSU begrüßen, dass 
es dem Europäischen 
Parlament gelungen ist, die 
Wiedereinführung der 12-Tage-
Regelung bei 
grenzüberschreitenden 
Busreisen durchzusetzen. Wir 
haben uns dafür eingesetzt, 
dass die seit April 2007 
geltenden EU-weiten neuen 
Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr für 
Reisebusfahrer geändert 
werden. Damit gibt es bald 
wieder mehr Flexibilität, 
beispielsweise bei mehrtägigen 
Rundreisen. Es ist eine gute 
Nachricht für Busreisende, 
Busunternehmer und Busfahrer. 
Gerade kleine und mittlere 
Unternehmen benötigen 
ausreichende Flexibilität, um 
Busreisen nicht zu verteuern. 
Davon profitieren schließlich 
auch die Fahrgäste. Dieser 
Tourismussektor steht unter 
einem besonderen 
Wettbewerbsdruck etwa wegen 
der Billigfluggesellschaften. 

 

Die SPD wird sich weiterhin 
für eine Wiedereinführung 
der 12-Tage-Regelung auf 
europäischer Ebene 
einsetzen und das 
Europäische Parlament wie 
auch die Europäische 
Kommission bei ihren 
aktuellen Bemühungen für 
eine Neuregelung 
unterstützten. Dabei ist 
darauf zu achten, dass 
sowohl die Auswirkungen 
auf die Wirtschaftlichkeit von 
Angeboten der 
Touristikbranche wie auch 
auf die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten 
berücksichtigt werden. Der 
Aspekt der 
Verkehrssicherheit sollte 
ebenfalls mit einbezogen 
werden.  

Die FDP hat als erste 
Fraktion im Deutschen 
Bundestag die 
Wiedereinführung der 12-
Tage-Regelung gefordert. 
Erst durch unseren 
entsprechenden Antrag vom 
23. Januar 2008 ist 
Bewegung auch in den 
Verkehrsausschusses des 
Deutschen Bundestags 
gekommen. Die FDP wird 
dieses Vorhaben auch 
zukünftig nachdrücklich 
unterstützen, 
selbstverständlich auch auf 
europäischer Ebene. 

Herlitzius/Hofreiter: Die 
Wiedereinführung der 12-
Tage-Regelung lehnen wir 
ab. 

 


